
   

 
Satzung über die öffentliche Bestellung und Vereidigung von  
landwirtschaftlichen Sachverständigen (Sachverständigensatzung)  
der LWK Niedersachsen vom 22.11.2012 
Die Kammerversammlung der Landwirtschaftskammer Niedersachsen (Landwirtschaftskammer) 
hat in ihrer Sitzung am 22.11.2012 aufgrund der § 36 und § 36 a Gewerbeordnung in der Fassung 
vom 22.02.1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juli 2009 zur Umsetzung 
der Dienstleistungsrichtlinie im Gewerberecht und in weiteren Rechtsvorschriften (BGBL, 
24.07.2009, Teil1 Nr. 44, S. 2091) in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Nr. 10 des Gesetzes über die 
Landwirtschaftskammern in der Fassung vom 10.02.2003 (Nieders. GVBl. 2003 S.61 ff), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10.11.2005 (Nieders. GVBL. S.334 ff), die folgende Sachverständi-
gensatzung beschlossen: 
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§ 1 
Bestellungsgrundlage 

Die Landwirtschaftskammer bestellt und vereidigt ge-
mäß § 36 Gewerbeordnung und § 2 Abs.2 Landwirt-
schaftskammergesetz auf Antrag Sachverständige für 
bestimmte Fachgebiete nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen. 
 

§ 2 
Öffentliche Bestellung 

(1) Zweck - Die öffentliche Bestellung hat den Zweck, 
Gerichten, Behörden und der Öffentlichkeit besonders 
sachkundige und persönlich geeignete Sachverstän-
dige zur Verfügung zu stellen, deren Aussagen beson-
ders glaubhaft sind. 
 
(2) Umfang - Die öffentliche Bestellung erfolgt für ein 
oder mehrere Fachgebiete.  
 
(3) Tätigkeitsfeld - Die öffentliche Bestellung umfaßt 
die Erstellung von Gutachten und andere Sachverstän-
digentätigkeiten wie Beratungen, Überwachungen, 
Überprüfungen sowie schiedsgutachterliche Tätigkei-
ten. 
 
(4) Dauer – Vorbehaltlich der Bestimmungen des § 22 
erfolgt die Bestellung für die Dauer von höchstens fünf 
Jahren. Sie wird auf Antrag jeweils für höchstens fünf 
Jahre verlängert, wenn die Voraussetzungen für die 
Bestellung noch gegeben sind. Bei Zweifeln über die 
Fortdauer der persönlichen oder fachlichen Eignung 
des Sachverständigen kann die Frist von 5 Jahren un-
terschritten werden. Ebenso bei erstmaliger Bestellung 
und in begründeten Ausnahmefällen.  
 
(5) Nebenbestimmungen - Die öffentliche Bestellung 
kann inhaltlich beschränkt, mit einer Befristung verse-
hen und mit Auflagen verbunden werden. Auflagen 
können auch nachträglich erteilt werden. 
 
(6) Bestellungsurkunde -  Die öffentliche Bestellung 
erfolgt durch Aushändigung der Bestellungsurkunde. 
 
(7) Räumlicher Tätigkeitsbereich - Die Tätigkeit des 
öffentlich bestellten Sachverständigen ist nicht auf den 
Bezirk der Landwirtschaftskammer beschränkt.  
 

§ 3 
Bestellungsvoraussetzungen 

(1) Abstrakter Bedarf - Für das Fachgebiet, für das 
eine öffentliche Bestellung beantragt wird, muß ein Be-
darf an Sachverständigenleistungen bestehen.  
 
(2) Fachgebietskatalog - Die Fachgebiete und die Be-
stellungsvoraussetzungen für das einzelne Fachgebiet 
werden durch die Landwirtschaftskammer bestimmt. 
Die Fachgebiete sind in der Anlage bezeichnet. Der 
Fachgebietskatalog kann durch Beschluß des Vorstan-
des geändert werden.  
 
 
(3) Persönliche Voraussetzungen – Eine Sachver-
ständige / ein Sachverständiger kann nur öffentlich be-
stellt werden, wenn 
1. ihre / seine Niederlassung als Sachverständige / 

Sachverständiger oder - falls eine solche nicht be-
steht - ihr / sein Wohnsitz im Zuständigkeitsbereich 
der Landwirtschaftskammer liegt; 

2. sie / er über ausreichende Lebens- und Berufser-
fahrung verfügt. 

3. keine Bedenken gegen ihre / seine persönliche 
Eignung bestehen; 

4. sie / er nachweist, dass sie über einschlägige 
Kenntnisse des deutschen Rechts und die Fähigkeit 

zur verständlichen Erläuterung fachlicher Feststel-
lungen und Bewertungen verfügen.  

 
5. sie / er erheblich über dem Durchschnitt liegende 

Fachkenntnisse, praktische Erfahrung und die Fä-
higkeit, Gutachten zu erstatten, nachweist; 

6. sie / er über die zur Ausübung der Tätigkeit als öf-
fentlich bestellte Sachverständige / öffentlich be-
stellter Sachverständiger  erforderlichen Einrichtun-
gen verfügt; 

7. sie / er in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen 
lebt; 

8. sie / er die Gewähr für Unparteilichkeit und Unab-
hängigkeit sowie für die Einhaltung der Pflichten ei-
ner /eines öffentlich bestellten Sachverständigen 
bietet. 

9. sie / er über die erforderliche geistige und körperli-
che Leistungsfähigkeit entsprechend den Anforde-
rungen des beantragten Sachgebiets verfügt. 

 
(4) Unabhängigkeit – Eine Sachverständige / ein 
Sachverständiger, die / der in einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis steht, kann nur öffentlich bestellt wer-
den, wenn sie / er zusätzlich nachweist, daß  
1. ihr / sein Anstellungsvertrag den Erfordernissen des 

Abs. 3 Nr. 7 nicht entgegensteht und sie ihre / er 
seine Sachverständigentätigkeit persönlich ausü-
ben kann; 

2. sie / er bei ihrer / seiner Sachverständigentätigkeit 
im Einzelfall keinen fachlichen Weisungen unter-
liegt und ihre / seine Gutachten selbst unterschrei-
ben und mit dem ihr / ihm verliehenen Rundstempel 
versehen kann; 

3. sie / er innerhalb des Arbeits- bzw. Dienstverhält-
nisses im erforderlichen Umfang für die Sachver-
ständigentätigkeit freigestellt wird. 

 
§ 3a 

Bestellungsvoraussetzungen für Anträge  
nach §36a Gewerbeordnung 

(1) Anerkennung - Für die Anerkennung von Qualifika-
tionen des Antragstellers aus einem anderen Mitglieds-
staat der Europäischen Union oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum gelten die Voraussetzungen von § 36a 
Abs. 1 und 2 Gewerbeordnung. Im Übrigen gelten § 3 
Abs. 3 bis 7. 

§ 4 
Zuständigkeit, Bestellungsverfahren 

 
(1) Zuständigkeit - Die Landwirtschaftskammer ist zu-
ständig, wenn die Niederlassung des Sachverständi-
gen, der den Mittelpunkt seiner Sachverständigentä-
tigkeit im Geltungsbereich des Grundgesetzes bildet 
oder - falls eine solche nicht besteht - der Wohnsitz, 
im Kammerbezirk liegt. Die Zuständigkeit der Land-
wirtschaftskammer endet, wenn der Sachverständige 
die Niederlassung nach Satz 1 nicht mehr im Kam-
merbezirk oder - falls eine solche nicht besteht - sei-
nen Wohnsitz unterhält. 

 
(2) Fachkommission - Über die öffentliche Bestellung 
entscheidet die Landwirtschaftskammer nach Anhö-
rung der dafür bestehenden Fachkommission. Das 
Verfahren vor dieser fünfköpfigen Fachkommission 
wird durch eine vom Vorstand beschlossene Ge-
schäftsordnung geregelt. 
 
(3) Überprüfung - Zur Überprüfung der besonderen 
Sachkunde kann die Landwirtschaftskammer Referen-
zen einholen, sich von der Bewerberin / dem Bewerber 
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erstattete Gutachten vorlegen lassen, Stellungnahmen 
fachkundiger Dritter einholen, mündliche und schrift-
liche Prüfungen durchführen und jede weitere sach-
dienliche Erkenntnisquelle nutzen. 
 

 
§4a 

Verfahren für Anträge nach  
§36a Gewerbeordnung 

(1) Abweichend von § 3 Abs. 3 Nr. 1 besteht für den 
Antrag eines Sachverständigen aus einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, der noch keine Nie-
derlassung unterhält, die Zuständigkeit der Land-
wirtschaftskammer bereits dann, wenn der Sachver-
ständige beabsichtigt, die Niederlassung oder - falls 
eine solche nicht besteht - den Wohnsitz im Kam-
merbezirk der Landwirtschaftskammer zu begrün-
den. 

(2) Für Verfahren von Antragstellern mit Qualifikationen 
aus einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
gelten die Regelungen in § 36a Abs. 3 und 4 Ge-
werbeordnung. 

§ 5 
Vereidigung; Bekräftigung 

(1) Eidesformel – Die / der Sachverständige wird in 
der Weise vereidigt, daß die Präsidentin / der Präsident 
der Landwirtschaftskammer oder eine / ein von ihr / 
ihm Beauftragte / Beauftragter der Landwirtschaftskam-
mer an sie / ihn die Worte richtet:  
"Sie schwören, daß Sie die Aufgaben einer / eines öf-
fentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen 
unabhängig, weisungsfrei, persönlich, gewissenhaft 
und unparteiisch erfüllen und die von Ihnen angefor-
derten Gutachten nach bestem Wissen und Gewissen 
erstatten werden" 
und die / der Sachverständige hierauf die Worte 
spricht: „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe." 
Die / der Sachverständige soll bei der Eidesleistung die 
rechte Hand erheben. 
Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet 
werden. 
 
(2) Eidesgleiche Bekräftigung - Gibt die / der Sach-
verständige an, dass sie / er aus Glaubens- oder Ge-
wissensgründen keinen Eid leisten wolle, so hat sie / er 
eine Bekräftigung abzugeben. Für die Bekräftigung gel-
ten die Bestimmungen des § 484 Zivilprozess-Ordnung 
entsprechend. 
 
(3) Bezugnahme auf frühere Vereidigung oder Be-
kräftigung - Wird eine befristete Bestellung erneuert 
oder das Fachgebiet einer Bestellung geändert oder 
erweitert, so genügt statt der Eidesleistung die Bezug-
nahme auf den früher geleisteten Eid. Dasselbe gilt für 
die Bekräftigung.  
 
(4) Berufung auf Vereidigung - Die Vereidigung durch 
die Landwirtschaftskammer ist eine allgemeine Vereidi-
gung im Sinne von §410 Abs. 2 Zivilprozeßordnung 
und §79 Abs. 3 Strafprozeßordnung. 
 
 

§ 6 
Aushändigung von Bestellungsurkunde,  
Ausweis und Sachverständigensatzung; 

Niederschrift, Rundstempel 
 

(1) Aushändigung - Die Landwirtschaftskammer hän-
digt der / dem Sachverständigen außer der Bestel-
lungsurkunde nach der öffentlichen Bestellung und 
Vereidigung den Ausweis, den Rundstempel, die Sach-
verständigensatzung und die dazu ergangenen Verwal-
tungsvorschriften aus. Ausweis und Stempel bleiben 
Eigentum der Landwirtschaftskammer. 
 
(2) Niederschrift - Über die öffentliche Bestellung und 
Vereidigung und die Aushändigung der in Absatz 1 ge-
nannten Schriftstücke wird eine Niederschrift gefertigt, 
die auch von der / dem Sachverständigen zu unter-
schreiben ist. 
 

§ 7 
Bekanntmachung; Datenverarbeitung;  

Sachverständigenverzeichnis 
 
(1) Bekanntmachung - Die Landwirtschaftskammer 
macht die öffentliche Bestellung und Vereidigung der 
Sachverständigen öffentlich bekannt. Die Bekanntma-
chung erfolgt im Mitteilungsblatt /den Mitteilungsblät-
tern der Landwirtschaftskammer.  
 
(2) Datenverarbeitung - Name, Adresse und Fachge-
bietsbezeichnung der Sachverständigen können ge-
speichert und in Listen oder auf sonstigen Datenträ-
gern veröffentlicht und auf Anfrage jedermann zur Ver-
fügung gestellt werden.  
 
(3) Sachverständigenverzeichnis - Die Landwirt-
schaftskammer gibt in regelmäßiger Folge ein Ver-
zeichnis der von ihr öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen mit Anschriften und Bezeichnung 
der Fachgebiete heraus. 
 
 

§ 8 
Aufgabenerfüllung 

 
(1) Persönliche Anforderungen – Die / der Sachver-
ständige hat ihre / seine  Aufgaben unabhängig, unpar-
teiisch, weisungsfrei, gewissenhaft und persönlich zu 
erfüllen und die von ihm angeforderten Gutachten un-
parteiisch und nach bestem Wissen und Gewissen zu 
erstatten. Auf Gründe, die geeignet sind, Mißtrauen 
gegen die Unparteilichkeit der / des Sachverständigen 
zu rechtfertigen, ist der Auftraggeber / die Auftraggebe-
rin unverzüglich hinzuweisen.  
 
(2) Sachliche Verbote - Insbesondere ist es der / dem 
Sachverständigen untersagt,  
 
1. Weisungen entgegenzunehmen, die das Ergebnis 

ihrer / seiner Sachverständigentätigkeit verfälschen 
können; 

2. ein Vertragsverhältnis einzugehen, das ihre / seine  
Unparteilichkeit oder ihre / seine  wirtschaftliche 
oder fachliche Unabhängigkeit beeinträchtigen 
kann; 

3. sich oder Dritten für ihre / seine  Sachverständigen-
tätigkeit außer der gesetzlichen Entschädigung o-
der angemessenen Vergütung Vorteile versprechen 
oder gewähren zu lassen;  

4. Gutachten in eigener Sache oder für Objekte und 
Leistungen ihres / seines Dienstherrn oder Arbeit-
gebers zu erstatten. 

5. Sachen, die im Rahmen der Sachverständigentä-
tigkeit begutachtet wurden, unbefugt gegen Entgelt 
zu vermitteln oder selbst anzukaufen. 

 
(3) Sanierung und Regulierung des begutachteten 
Objektes - Eine Sanierung oder Regulierung darf die / 
der Sachverständige, die / der zuvor ein Gutachten 
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über das betreffende Objekt erstattet hat, nur durch-
führen, planen oder leiten, wenn das Gutachten zuvor 
abgeschlossen ist und durch die Übernahme der 
Durchführung, Planung oder Leitung ihre / seine 
Glaubwürdigkeit und Objektivität nicht gefährdet wer-
den.  

 
§ 9 

Verpflichtung zur Gutachtenerstattung 
 
(1) Uneingeschränkte Verpflichtung – Die /der Sach-
verständige ist zur Erstattung von Gutachten für Ge-
richte nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften (§ 
407 ZPO, § 75 StPO) und für Behörden nach dieser 
Vorschrift i. S. von § 26 Abs. 3 VwVfG verpflichtet.  
 
(2) Eingeschränkte Verpflichtung – Die / der Sach-
verständige ist zur Erstattung von Gutachten auch ge-
genüber anderen Auftraggebern / Auftraggeberinnen 
verpflichtet. Sie / er kann jedoch die Übernahme eines 
Auftrags verweigern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 
die Ablehnung des Auftrags ist dem Auftraggeber / der 
Auftraggeberin unverzüglich zu erklären. 
 
(3) Ablehnung – Die / der Sachverständige hat die Er-
stattung eines Gutachtens abzulehnen, wenn ein 
Grund vorliegt, der geeignet ist, die Besorgnis der Be-
fangenheit zu rechtfertigen. Unter der gleichen Voraus-
setzung hat sie / er sich von Gerichten und Behörden 
von ihrem / seinem Auftrag entbinden zu lassen. 
 
 

§ 10 
Persönliche Gutachtenerstattung 

 
(1) Persönliche Leistungen – Die / der Sachverstän-
dige hat die von ihm ihr angeforderten Leistungen unter 
Anwendung der ihr / ihm zuerkannten Sachkunde in ei-
gener Person zu erbringen (persönliche Aufgabenerfül-
lung).  
 
(2) Hilfskräfte – Die / der Sachverständige darf Hilfs-
kräfte nur zur Vorbereitung des Gutachtens und nur in-
soweit beschäftigen, als sie / er die Mitarbeit ord-
nungsgemäß überwachen kann; der Umfang der Tätig-
keit der Hilfskraft ist im Gutachten kenntlich zu ma-
chen, soweit es sich nicht um Hilfsdienste von unterge-
ordneter Bedeutung handelt. 

 
§ 11 

Form der Gutachtenerstattung; Gemein-
schaftsgutachten 

 
 
(1) Schriftform – Die / der Sachverständige hat ihre / 
seine Leistungen grundsätzlich schriftlich zu erbringen, 
es sei denn, daß hierauf verzichtet wird oder sich die 
Schriftform aus der Natur des Auftrags erübrigt. Sie / er 
hat in der Regel die von der Landwirtschaftskammer 
herausgegebenen Mindestanforderungen an Gutachten 
und sonstige Bestimmungen der Landwirtschaftskam-
mer zu beachten. 
 
(2) Gemeinschaftsgutachten - Erstatten Sachver-
ständige ein Gutachten gemeinsam oder erbringen sie 
eine andere Sachverständigenleistung gemeinsam, 
muß zweifelsfrei erkennbar sein, welcher Sachverstän-
dige für welche Teile, Feststellungen oder Schlußfolge-
rungen verantwortlich ist. Das Gutachten oder andere 
schriftliche Äußerungen müssen von allen beteiligten 
Sachverständigen unterschrieben und, soweit sie öf-
fentlich bestellt sind, mit Rundstempel versehen wer-
den. 

 
 
(3) Bezugnahme - Übernimmt eine Sachverständige / 
ein Sachverständiger Teile eines anderen Gutachtens, 
Feststellungen von Hilfskräften oder Untersuchungser-
gebnisse von Dritten, muss sie / er  darauf in ihrem / 
seinem Gutachten oder in ihrer / seiner schriftlichen 
Äußerung hinweisen.  
 
(4) Interne Aufträge - Angestellte oder bedienstete 
Sachverständige (§ 3 Abs. 4) und Angehörige von Zu-
sammenschlüssen (§ 21 Abs. 1 und 2), die im Namen 
und für Rechnung ihres Arbeitgebers bzw. ihres 
Dienstherrn oder Zusammenschlusses tätig werden, 
haben schriftliche Sachverständigenleistungen selbst 
zu unterschreiben und § 12 einzuhalten. 
 
 
 

§ 12 
Führung der Bezeichnung "öffentlich bestellte 

und vereidigte Sachverständige" "öffentlich 
bestellter und vereidigter Sachverständiger" 

 
(1) Verwendung der Bezeichnung – Die / der Sach-
verständige hat bei ihrer / seiner gutachterlichen Tätig-
keit oder sonstigen Aufgabenerfüllung auf dem Fach-
gebiet, für das sie / er öffentlich bestellt und vereidigt 
ist,  
1. insbesondere auf Briefbögen und sonstigen Druck-

sachen die Bezeichnung „von der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen öffentlich bestellter und 
vereidigter Sachverständiger“ bzw. „von der Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen öffentlich be-
stellte und vereidigte Sachverständige" mit der An-
gabe mindestens der Fachgebietssparte, wie sie 
sich aus ihrer / seiner Bestallungsurkunde oder aus 
einer späteren amtlichen Änderung ergibt, zu füh-
ren,  

2. den Rundstempel zu verwenden und 
3. den Ausweis auf Verlangen vorzuzeigen. 
 
(2) Unterschrift und Siegelung - Gutachten oder an-
dere schriftliche Äußerungen im Zusammenhang mit 
ihrer / seiner Sachverständigentätigkeit darf der Sach-
verständige nur mit ihrer / seiner Unterschrift und mit 
dem Rundstempel versehen. Andere Unterschriften, 
Stempel, Bezeichnungen oder Anerkennungen dürfen 
nicht unter das Gutachten gesetzt werden. 
 
(3) Verbot der Verwendung von Bezeichnung, Ur-
kunde und Stempel - Bei Sachverständigenleistungen 
auf anderen Fachgebieten oder bei Leistungen im 
Rahmen ihrer / seiner sonstigen beruflichen oder ge-
werblichen Tätigkeit ist es der / dem Sachverständigen 
untersagt, Bezeichnung, Bestallungsurkunde, Ausweis 
oder Stempel zu verwenden oder verwenden zu lassen. 

 
§ 13 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 
 
(1) Aufzeichnungen – Die / der Sachverständige hat 
über jede von ihr / ihm angeforderte Leistung Aufzeich-
nungen zu machen. Aus diesen müssen ersichtlich 
sein 
1. der Name des Auftraggebers / der Auftraggeberin, 
2. der Tag, an dem der Auftrag erteilt worden ist, 
3. der Gegenstand des Auftrags und 
4. der Tag, an dem die Leistung erbracht wurde, oder 

die Gründe, aus denen sie nicht erbracht worden 
ist. 
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(2) Aufbewahrung – Die / der Sachverständige ist ver-
pflichtet,  
1. die Aufzeichnungen nach Absatz 1, 
2. ein vollständiges Exemplar des schriftlichen Gut-

achtens und 
3. die sonstigen schriftlichen Unterlagen, die sich auf 

ihre / seine Tätigkeit als Sachverständige / Sach-
verständiger beziehen, 

mindestens sieben Jahre aufzubewahren. Die Aufbe-
wahrungsfrist beginnt mit dem Schluß des Kalender-
jahres, in dem die Aufzeichnungen zu machen oder die 
Unterlagen entstanden sind. 
 

§ 14 
Haftung 

 
(1) Haftungsbeschränkung – Die / der Sachverstän-
dige darf ihre / seine Haftung für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit nicht ausschließen oder beschränken. 
 
(2) Haftpflichtversicherung - Die / der Sachverständi-
ge soll eine Haftpflichtversicherung in angemessener 
Höhe abschließen. Die Verpflichtung zum Abschluss 
der Versicherung kann als Nebenbestimmung in die 
Bestellungsurkunde aufgenommen werden. 

 
§ 15 

Verschwiegenheit 
 
(1) Schweigepflicht – Der / dem Sachverständigen ist 
es untersagt, bei der Ausübung ihrer / seiner Tätigkeit 
erlangte Kenntnisse Dritten unbefugt mitzuteilen oder 
zum Schaden anderer oder zu ihrem / seinem oder 
zum Nutzen anderer unbefugt zu verwerten.  
 
(2) Erweiterte Schweigepflicht - Die / der Sachver-
ständige hat ihre / seine Mitarbeiter zur Beachtung der 
Schweigepflicht zu verpflichten. 
 
(3) Ausnahmen - Die Schweigepflicht der / des Sach-
verständigen erstreckt sich nicht auf die Anzeige- und 
Auskunftspflichten nach § 19 und § 20. 
 
(4) Unbefristete Schweigepflicht - Die Schweige-
pflicht der / des Sachverständigen besteht über die Be-
endigung des Auftragsverhältnisses hinaus. Sie gilt 
auch für die Zeit nach dem Erlöschen der öffentlichen 
Bestellung. 

 
§ 16 

Fortbildungspflicht und Erfahrungsaustausch 
 
Die / der Sachverständige hat sich auf dem Fachge-
biet, für das sie / er  öffentlich bestellt und vereidigt ist, 
im erforderlichen Umfang fortzubilden und den notwen-
digen Erfahrungsaustausch zu pflegen. Sie / er hat re-
gelmäßig geeignete Nachweise darüber vorzulegen. 
Die Nachweispflicht hierüber kann als Nebenbestim-
mung in die Bestellungsurkunde aufgenommen wer-
den.  

 
 
 

§ 17 
entfallen 

 
 

§ 18 
Kundmachung; Werbung 

 
Kundmachung und Werbung der / des Sachverständi-
gen müssen ihrer / seiner besonderen Stellung und 

Verantwortung als öffentlich bestellter Sachverständi-
ger gerecht werden.  
 

§ 19 
Anzeigepflichten 

 
Die / der Sachverständige hat der Landwirtschafts-
kammer unverzüglich anzuzeigen: 
1. die Änderung ihrer / seiner Hauptniederlassung als 

Sachverständiger und die Änderung ihres / seines 
Wohnsitzes; 

2. die Absicht der Errichtung und die tatsächliche In-
betriebnahme oder Schließung einer Zweignieder-
lassung oder die Tätigkeit in einer Zweigniederlas-
sung; liegt die Zweigniederlassung außerhalb des 
Bezirks der Landwirtschaftskammer, so ist ihre Er-
richtung und ihre Schließung auch der dort für die 
öffentliche Bestellung von Sachverständigen zu-
ständigen Stelle anzuzeigen; 

3. die Änderung ihrer / seiner oder die Aufnahme einer 
weiteren beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit, 
insbesondere den Eintritt in ein Arbeits- oder 
Dienstverhältnis; 

4. die Verhinderung an der Ausübung ihrer / seiner 
Tätigkeit als Sachverständige / Sachverständiger, 
falls diese voraussichtlich länger als drei Monate 
dauert; insbesondere auch aufgrund einer Beein-
trächtigung ihrer / seiner körperlichen oder geisti-
gen Leistungsfähigkeit; 

5. den Verlust der Bestellungsurkunde oder des Aus-
weises, 

6. die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung ge-
mäß § 807 Zivilprozeßordnung und den Erlaß eines 
Haftbefehls zur Erzwingung der eidesstattlichen 
Versicherung gemäß § 901 Zivilprozeßordnung; 

7. die Stellung des Antrages auf Eröffnung eines Ver-
gleichs- oder Insolvenzverfahrens über ihr / sein 
Vermögen oder das Vermögen einer Gesellschaft, 
deren Gesellschafter oder Geschäftsführer sie / er 
ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens und die 
Abweisung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse; 

8. in Strafverfahren, die Verbrechen oder Vergehen 
zum Gegenstand haben, den Erlaß eines Haft- oder 
Unterbringungsbefehls, die Erhebung der öffentli-
chen Klage, den Termin zur Hauptverhandlung und 
das Urteil oder den sonstigen Ausgang des Verfah-
rens; 

9. die Gründung von Zusammenschlüssen nach § 21 
oder der Eintritt in einen solchen Zusammenschluß. 

 
 
 
 

§ 20 
Auskunfts- und Vorlagepflichten 

 
(1) Auskünfte - Die / der Sachverständige hat auf Ver-
langen der Landwirtschaftskammer die zur Überwa-
chung ihrer / seiner Tätigkeit und der Einhaltung ihrer / 
seiner Pflichten sowie zur Prüfung ihrer / seiner Eig-
nung erforderlichen mündlichen oder schriftlichen Aus-
künfte innerhalb einer ihr / ihm gesetzten Frist und un-
entgeltlich zu erteilen und angeforderte Unterlagen vor-
zulegen. Sie / er  kann die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung sie / ihn selbst oder 
einen ihrer / seiner   Angehörigen (§ 52 Strafprozeß-
ordnung) der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswid-
rigkeiten aussetzen würde. 
 
(2) Vorlage - Die / der Sachverständige hat auf Verlan-
gen der Landwirtschaftskammer die aufbewahrungs-
pflichtigen Unterlagen (§ 13), insbesondere zur Ände-
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rung von Bestellungsurkunde und Ausweis, der Land-
wirtschaftskammer in deren Räumen vorzulegen und 
angemessene Zeit zu überlassen. 
 
(3) Überprüfung; Einschränkung der Grundrechte - 
Die von der Landwirtschaftskammer beauftragten Per-
sonen sind befugt, zum Zwecke der Überwachung 
Grundstücke und Geschäftsräume des Sachver-
ständigen während der üblichen Geschäftszeit zu be-
treten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzuneh-
men, sich die geschäftlichen Unterlagen der / des 
Sachverständigen vorlegen zu lassen und in diese Ein-
sicht zu nehmen. Zur Verhütung dringender Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung können die 
Grundstücke und Geschäftsräume tagsüber auch au-
ßerhalb der in Satz 1 genannten Zeit sowie auch dann 
betreten werden, wenn sie zugleich Wohnzwecken des 
Sachverständigen dienen. Die / der Sachverständige 
hat die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dul-
den. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Art. 13 Grundgesetz) wird insoweit eingeschränkt 
(§ 36 Abs. 4 i. V. m. Abs. 3 Nr. 3 Buchst. h Gewerbe-
ordnung). 

 
§ 21 

Zusammenschlüsse 
 
(1) Stellung des der Sachverständigen innerhalb 
von Zusammenschlüssen – Die /der öffentlich bestell-
te und vereidigte Sachverständige darf als Angehöri-
ge/r von Zusammenschlüssen jeder Rechtsform Gut-
achten erstatten und sonstige Leistungen erbringen, 
wenn gewährleistet ist, dass sie ihre / er seine Sach-
verständigenleistung gewissenhaft, weisungsfrei, un-
abhängig, unparteiisch und persönlich erbringt. 
 
(2) Zusammenschluß mit nicht öffentlich bestellten 
Sachverständigen - Mit nicht öffentlich bestellten 
Sachverständigen darf sich der öffentlich bestellte 
Sachverständige nur zusammenschließen, wenn der 
Zusammenschluß mit dem Ansehen und den Pflichten 
eines öffentlich bestellten Sachverständigen vereinbar 
ist. Sie / er hat dann sicherzustellen, daß die nicht öf-
fentlich bestellten Sachverständigen die Pflichten aus 
dieser Sachverständigensatzung einhalten; insbeson-
dere muß gewährleistet sein, daß ein Auftraggeber / 
eine Auftraggeberin nicht über den Status (bestellt, an-
erkannt, nicht bestellt u. ä.) der einzelnen Sachver-
ständigen in einer Sozietät irregeführt werden kann. 
 
(3) Kundgabe - Die / der Sachverständige hat sicher-
zustellen, daß bei einem Zusammenschluß nach Ab-
satz 1 oder 2, an dem sie / er beteiligt ist, 
1. § 12 beachtet wird und alle Angehörigen eines Zu-

sammenschlusses auf Briefbögen und sonstigen 
Drucksachen genannt werden, ohne daß über nicht 
öffentlich bestellte Sachverständige der Eindruck 
einer Bestellung entstehen kann; 

2. Unternehmensbezeichnung und Firmierung nur 
dann auf die öffentliche Bestellung Bezug nehmen, 
wenn die Mehrheit der Gesellschafter oder Mitglie-
der und alle vertretungsberechtigten Personen öf-
fentlich bestellte Sachverständige sind. 

 
(4) Niederlassung; Anzeige - Für Hauptniederlassung 
und Zweigniederlassungen von Zusammenschlüssen 
gelten § 17 und § 19 Nrn. 1 und 2 entsprechend. 
 
(5) Haftung - Ist aufgrund der Rechtsform oder aus 
anderen Gründen die persönliche Haftung des ein-
zelnen Sachverständigen ausgeschlossen oder einge-
schränkt, so hat die / der Sachverständige sicherzustel-
len, daß eine angemessene Haftpflichtversicherung für 
Ansprüche gegen die Beteiligten des Zusammen-

schlusses oder den Zusammenschluß als solchen ab-
geschlossen und aufrechterhalten wird. 
 

 
 

§ 22 
Beendigung der Bestellung  

 
(1) Erlöschen - Die öffentliche Bestellung erlischt, 
wenn 
1. die / der Sachverständige gegenüber der Landwirt-

schaftskammer erklärt, dass sie nicht mehr als öf-
fentlich bestellte und vereidigte Sachverständige / 
er nicht mehr als öffentlich bestellter und vereidigter 
Sachverständiger tätig sein will; 

2. die / der Sachverständige keine Niederlassung 
mehr im Geltungsbereich des Grundgesetzes un-
terhält; 

3. die Zeit, für die / der Sachverständige öffentlich be-
stellt ist, abläuft;  

4. weggefallen. 
 
(2) Aufhebung - Die öffentliche Bestellung kann, auch 
mit Wirkung für die Vergangenheit, widerrufen oder zu-
rückgenommen werden. Für die Aufhebung der öffent-
lichen Bestellung gelten die Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Niedersachsen. 
Die Landwirtschaftskammer kann die öffentliche Be-
stellung insbesondere widerrufen, wenn sich nachträg-
lich ergibt, daß die / der Sachverständige die nach § 3 
Abs. 3 und 4 erforderlichen Eigenschaften nicht bzw. 
nicht mehr besitzt oder die ihr / ihm obliegenden Pflich-
ten nicht erfüllt. Die Landwirtschaftskammer kann die 
öffentliche Bestellung insbesondere zurücknehmen, 
wenn die Nachweise, die der öffentlichen Bestellung 
zugrunde lagen, unrichtig waren. Vor einer Aufhebung 
der öffentlichen Bestellung ist dasselbe Gremium zu 
hören, das im Bestellungsverfahren beteiligt war. 
 
(3) Ermahnung - Sofern die / der Sachverständige ihre 
/ seine  sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflich-
tungen nicht eingehalten hat oder erteilten Auflagen 
nicht nachgekommen ist, kann die Landwirtschafts-
kammer anstelle der Aufhebung den Sachverständigen 
ermahnen und darauf hinweisen, dass bei erneuter 
Pflichtverletzung die Bestellung aufgehoben werden 
kann. Der Hinweis kann mit der Erteilung von Auflagen 
verbunden werden, welche die Einhaltung der Ver-
pflichtungen der / des Sachverständigen sicherstellen 
sollen. 
 
(4) Untersagung - In Fällen, in denen mit einer Aufhe-
bung zu rechnen ist, kann die Landwirtschaftskammer 
der / dem Sachverständigen untersagen, ihre / seine 
Tätigkeit auszuüben, solange die Untersuchung gegen 
ihn schwebt oder eine Entscheidung der Landwirt-
schaftskammer noch nicht rechtskräftig ist. 
 
(5) Bekanntmachung - Die Landwirtschaftskammer 
macht das Erlöschen und die Aufhebung der öffentli-
chen Bestellung in derselben Form wie die öffentliche 
Bestellung bekannt (§ 7 Abs. 1). In Fällen des Abs. 4 
entscheidet sie nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 
 

§ 23 
Rückgabepflichten 

Der Sachverständige hat nach Erlöschen oder be-
standskräftiger Aufhebung der öffentlichen Bestellung 
den Sachverständigenausweis und den Rundstempel 
an die Landwirtschaftskammer zurückzugeben. Die 
Rückgabepflicht besteht auch bei einer Untersagung 
gemäß §22(4). 
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§ 24 

Sachkundige Personen 
Diese Vorschriften sind entsprechend auf die öffentli-
che Bestellung und Vereidigung von besonders ge-
eigneten Personen anzuwenden, die auf den Gebieten 
der Landwirtschaft 
1. bestimmte Tatsachen in Bezug auf Sachen, insbe-

sondere Beschaffenheit oder Mängel, feststellen 
oder 

2. die ordnungsmäßige Vornahme bestimmter Tätig-
keiten überprüfen oder selbst diese Tätigkeiten 
ordnungsgemäß vornehmen (z. B. Probenahme), 
soweit hierfür nicht besondere Vorschriften erlassen 
worden sind. 

 
 

§ 25 
Gebühren 

 
Für das Bestellungsverfahren gilt die Gebührenord-
nung der Landwirtschaftskammer Niedersachsen. 

 
§ 26 

Anwendung auf bisher öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige 

 
Sachverständige, die vor Inkrafttreten dieser Satzung 
durch die Satzung der Landwirtschaftskammer Hanno-
ver über die öffentliche Bestellung und Vereidigung von 
landwirtschaftlichen Sachverständigen vom 05.03.2003 
oder durch Satzung über die Bestellung und Vereidi-
gung von landwirtschaftlichen Sachverständigen der 
Landwirtschaftskammer Wesr-Ems vom 30.01.1998 als 
öffentlich bestellt und vereidigte Sachverständige gal-
ten, haben die sich aus dieser Sachverständigensat-
zung ergebener Befugnisse und Verpflichtungen. 
 

 
§ 27 

Inkrafttreten  
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrerm Erscheinen im 
Internet auf der Hompage der Landwirtschaftskammer 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Landwirt-
schaftskammer über die öffentliche Bestellung und 
Vereidigung von landwirtschaftlichen Sachverständigen 
vom 25.11.2010 außer Kraft. 
 
 
 
Oldenburg, den 22.11.2012 
 
 

Der Präsident der Landwirtschaftskammer  
Niedersachsen 

 
 
 
 
 
 

Meyer zu Wehdel 
 
 
 



    

Anlage zu § 3 Abs. 2 Satz 2 SVS 
 
 
Fachgebiete, für die landwirtschaftliche Sachverständi-
ge bestellt werden können, sind im Folgenden durch 
eine dreiziffrige Stelle ausgewiesen, mit Ausnahme der 
Stellen 6.2 bis 7.2, die unmittelbar das Fachgebiet be-
zeichnen. 
 
1 Landwirtschaft 
 
1.1 Betrieb / Unternehmen 
 
1.1.1 Bewertungs- und Entschädigungsfra-

gen in landwirtschaftlichen Betrieben *) 
1.1.2 Bewertung von Einzelgrundstücken 
1.1.3 Bewertung von Aufwuchs und Auf-

wuchsschäden 
1.1.4 Bewertung von lebendem und totem 

Inventar 
1.1.5 Wasserwirtschaft und Meliorationen 
1.1.6 Landwirtschaftliches Rechnungswesen 
1.1.7 Landwirtschaftliches Versicherungswe-

sen (Sachversicherungen Sachschä-
den) 

1.1.8 Bewertungs- und Entschädigungsfra-
gen in ökologisch wirtschaftenden 
landwirtschaftlichen Betrieben 

1.1.9 Bewertung von wirtschaftlichen Ein-
schränkungen durch Nutzungsbe-
schränkungen (Natur-, Wasser-, 
Denkmalschutz u.a.) 

1.1.10 Nebenbetriebe (der Art nach bezeich-
net, z. B. Brennerei) 

1.1.11 Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse 

 
1.2 Acker- und Pflanzenbau 
 
1.2.1 Bodenkunde 
1.2.2 Ackerbau 
1.2.3 Grünlandwirtschaft  
1.2.4 Saatgut / Pflanzgut 
1.2.5 Pflanzenschutz 
1.2.6 Beregnung 
1.2.7 Landwirtschaftliche Sonderkulturen 

(der Art nach bezeichnet, z. B. Arznei- 
und Gewürzpflanzen) 

 
1.3 Tierzucht und Tierhaltung 
 
1.3.1 Pferde 
1.3.2 Rinder 
1.3.3 Schweine 
1.3.4 Schafe 
1.3.5 Geflügel 
1.3.6 Bienen 
1.3.7 Pelztiere 
1.3.8 Landwirtschaftliche Wildhaltung  
 
1.4 Technik in der Landwirtschaft 
 
1.4.1 Bewertung und Schadensfeststellung 

bei Maschinen und Geräten 
1.4.2 Technik in der Außenwirtschaft 
1.4.3 Technik in der Innenwirtschaft 
1.4.4 Klimatechnik   Energiefragen 
 
3.2.4 Jagdwesen 
 
 
 
*) 1.1.1 schließt 1.1.2, 1.1.3, 1.1.4, 1.1.6 und 
1.1.9 ein; 3.1.1 schließt 3.1.2 und 3.1.3 ein. 
 
 

1.5 Gebäude und bauliche Anlagen in 
der Landwirtschaft 

 
1.5.1 Bewertung und Schadensfeststellung 

bei Gebäuden und baulichen Anlagen 
1.5.2 Technische Einrichtungen baulicher Art 
1.5.3 Außenanlagen 
 
 
 
2 Gartenbau 
 
2.1 Betrieb / Unternehmen 
 
2.1.1 Bewertungs- und Entschädigungsfra-

gen in Gartenbaubetrieben 
 
 
2.2 Spezialbereiche des Erwerbsgarten-

baues 
 Bewertungs- und Entschädigungs-

fragen im Fachgebiet 
 
2.2.1 Gemüsebau 
2.2.2 Obstbau 
2.2.3 Zierpflanzenbau (einschließlich Stau-

den) 
2.2.4 Baumschulen (einschließlich Bewer-

tung von Gehölzen) 
2.2.5 Friedhofsgärtnerei 
2.2.6 Saatzucht- und Jungpflanzenbetriebe 
2.2.7 Pilzanbau 
2.2.8 Haus- und Kleingärten, Selbstversor-

gergartenbau 
2.2.9 Ökologisch wirtschaftende Gartenbau-

betriebe 
 
2.2.10 Bewertung von wirtschaftlichen Ein-

schränkungen durch Nutzungsbe-
schränkungen (Natur-, Wasser-, 
Denkmalschutz u. a.) 

 
2.3 Technik und Gebäude im Gartenbau 
 
2.3.1 Gewächshäuser, Heizungsanlagen und 

Inneneinrichtungen 
2.3.2 Gebäude und bauliche Anlagen 
2.3.3 Maschinen und Betriebsvorrichtungen 
 
2.4 Garten- und Landschaftsbau 
 
2.4.1 Garten- und Landschaftsbau - Herstel-

lung und Unterhaltung 
2.4.2 Sportplatzbau – Herstellung und Unter-

haltung 
2.4.3 Wertermittlung von Freianlagen - Gär-

ten, Grünanlagen, Gehölze 
2.4.4 Baumpflege, Verkehrssicherheit von 

Bäumen, Baumwertermittlung 
 
2.5 Pflanzenernährung/Pflanzenschutz 
 
2.5.1 Düngung und Düngemittel 
2.5.2 Qualität von Erden und Substraten 
2.5.3 Pflanzenschutz 
 
2.6 Vermarktung 
 
2.6.1 Qualitätsfragen  
2.6.2 Lagerung/Transport 
2.6.3 Vermarktungsbedingungen 
 
3 Forstwirtschaft 
 
3.1 Betrieb / Unternehmen 
 
3.1.1 Bewertungs- und Entschädigungsfra-

gen in Forstbetrieben *) 
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3.1.2 Bestands- und Bodenbewertung 
3.1.3 Forsteinrichtung 
3.1.4 Nebenbetriebe (der Art nach bezeich-

net, z. B. Sägewerke) 
 
3.2 Spezialgebiete 
 
3.2.1 Forstschutz und Schädlingsbekämp-

fung, Waldschäden 
3.2.2 Forstbaumschulen 
3.2.3 Forsttechnik (Maschinen, Wegebau) 
 
4 Weinbau  
 (keine Fachgebiete) 
 
5 Fischerei 
 
5.1 Betrieb / Unternehmen 
 
5.1.1 Bewertungs- und Entschädigungsfra-

gen in Fischereibetrieben 
 
5.2 Spezialgebiete 
 
5.2.1 See- und Flußfischerei 
5.2.2 Teichwirtschaft 
5.2.3 Aquakulturanlagen 
5.2.4 Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 
5.2.5 Vermarktungseinrichtungen und Quali-

tätsfragen 
5.2.6 Fischkrankheiten und Gewässer 
 
6 Umweltschutz in der Land- und 

Forstwirtschaft, im Gartenbau und 
Weinbau, in der Fischerei 

 
6.1 Emissionen und Immissionen (Ab-

wasser, Staub, Geruch, Lärm, Um-
weltverträglichkeit u. a.) 

 
6.1.1 Pflanzenschäden durch Immissionen 
6.1.2 Emissionen und Immissionen (Tierhal-

tung, sonstige Bereiche) 
6.1.3 Schäden an fischereilich genutzten 

Gewässern durch Immissionen 
 
6.2 Naturschutz und Gewässerschutz 
 
6.3 Bodenschutz 
 
6.4 Agrikulturchemie 
 
7 Ländliche Hauswirtschaft 
 
7.1 Privathaushalte 
 
 
7.2. Großhaushalte 
 
 
 
Oldenburg, den 22.11.2012 

 
Der Präsident der Landwirtschaftskammer  

Niedersachsen 
 
 
 
 
 
 

Meyer zu Wehdel 
 


